
06. September 2024

Abschiebungen nach Afghanistan:
Ignoriert die Ampel-Regierung

Gefahren?
Ampel-Regierung schiebt 28 Menschen nach Afghanistan

ab – eine illegale Praxis mit fatalen Konsequenzen.

Berlin – In einer besorgniserregenden Wendung der Ereignisse
hat die Ampel-Regierung 28 Menschen in das von den Taliban
kontrollierte Afghanistan abgeschoben. Nur Minuten vor den
Landtagswahlen wird ein solches Vorgehen zur Realität,
während die Bedingungen vor Ort im besten Falle alarmierend
sind und die Regierung keine angemessenen
Sicherheitsvorkehrungen für die Betroffenen getroffen hat. Der
Zustand der Menschen, die nun erneut in einer unsicheren
Umgebung leben müssen, scheint der Bundesregierung völlig
egal zu sein.

Am Montag kommunizierte das Bundesministerium des Inneren
(BMI), dass keine Hinweise darauf bestünden, dass die
Rückkehrer von den Taliban verfolgt werden könnten. Diese
Aussage wirft jedoch ernsthafte Fragen auf: Auf welcher
Grundlage wurde eine solche Behauptung aufgestellt? Das BMI
verweigert dazu jegliche Auskunft. Angesichts der jüngsten
Berichte über die Menschenrechtslage in Afghanistan, wie die
Bestrafung durch Peitschenhiebe oder sogar Folter, erscheinen
die Aussagen des Ministeriums als naiv und gefährlich.

Die Realität in Afghanistan

Die Situation für die Menschen, die in Afghanistan leben, ist
äußerst komplex und voller Gefahren. Berichte zeigen, dass



Willkür, Folter und grausame Bestrafungen an der Tagesordnung
sind. Die Taliban haben vor kurzem Strafmaßnahmen in Form
von Public Shaming und amputierenden Strafen verhängt, was
eine klare Botschaft über ihre brutale Regierungsweise darstellt.
In diesem Kontext erscheint die Entscheidung der
Bundesregierung, Menschen in derart unsichere Verhältnisse
zurückzuführen, als unverantwortlich und leichtsinnig.

Die spärlichen Informationen über die aktuellen Verhältnisse der
Abgeschobenen sind alarmierend. Berichten zufolge sind einige
von ihnen bereits von den Taliban verhaftet worden und
befinden sich in Haft. Die Reaktion des BMI ist frappierend; sie
besagt, dass man über die Situation der Abgeschobenen nichts
wisse. Dies lässt nur einen Schluss zu: Die Regierung sieht sich
nicht mehr in der Verantwortung und interessiert sich nicht für
das Schicksal der Menschen, die unter extremen Bedingungen
leiden müssen.

In einer weiteren bemerkenswerten Äußerung betonte ein
Sprecher des BMI, dass es wichtig sei zu berücksichtigen, dass
es sich um „schwere Straftäter“ handle, was als Rechtfertigung
für deren Abschiebung herhalten soll. Diese Denkweise offenbart
eine besorgniserregende Mentalität im Ministerium und lässt tief
in die Problematik, wie mit persönlichen Schicksalen
umgegangen wird, blicken. Der Gedanke, dass der Status einer
Person als Straftäter legitimizierend wirkt für eine Rückkehr
unter solche brutale Bedingungen, ist nicht nur moralisch
fragwürdig, sondern zeugt auch von einem tiefen Missverhältnis
zur Realität vor Ort.

Es ist wirklich alarmierend zu beobachten, wie die Ampel-
Regierung handelt, besonders in Zeiten, in denen humanitäre
Werte und der Schutz von Menschenrechten mehr denn je auf
der Tagesordnung stehen müssen. Die erneut erfolgte
Abschiebung nach Afghanistan zeigt nicht nur die mangelnde
Verantwortung, sondern auch eine besorgniserregende
Gleichgültigkeit gegenüber den Herausforderungen, denen sich
die Betroffenen stellen müssen. Während Wahlen anstehen,



könnte man denken, dass die Prioritäten anders gesetzt werden
sollten. Stattdessen erleben wir eine Politik, in der die Rückkehr
unter extremen Gefahren als strategische Entscheidung
getroffen wird, ohne ein Herz für die Menschen zu haben, die
unter dieser Politik leiden müssen.

Details
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